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Versorgungskrise durch SED-Politik
Ernte hätte ausreichen müssen —  Unzureichende Erklärungen

Am 10. März fand in Ostberlin eine Minxsterratssitzung statt, 
die sich mit der zugespitzten Yersorgungslage befassen mußte. 
Ursache waren die aus allen Teilen der Zone einlaufenden 
Alarmmeldungen über eine unvorhergesehene Verknappung 
zahlreicher Lebensmittel und Gebrauchsartikel. In  dem Kom­
munique wurde dann zwar der Mangel zugegeben, aber zu­
gleich behauptet, alle „Gerüchte“ über eine Verknappung der 
Grundnahrungsmittel seien eine „Lüge westlicher Fälscher- 
zentralen“ . Gleichzeitig wurde eine Erklärung über „neue 
Schritte zur Entwicklung der Landwirtschaft“  gegeben, die 
nunmehr auch das Ende des „Neuen Kurses“ auf dem Land 
bedeutet. v *

Die SED verschweigt dabei 
die wirklichen Ursachen der ge­
genwärtigen Versorgungskrise 
und spricht von der „Erschlie­
ßung neuer Möglichkeiten und 
Reserven in der Landwirt­
schaft“. Der groß verkündete 
Plan, nach dem 1955 mehr als 
50 000 t Getreide über den bis­
herigen Plan hinaus produziert, 
45 000 t. Schlachtvieh und mehr 
als 800 000 t Futter- und Hack­
früchte zusätzlich von den 
Bauern abgeliefert werden sol­
len, ist völlig irreal. Auf jeden 
Fall kann er den augenblick­
lichen Mangel bis zur nächsten 
Ernte nicht bessern.

A b le n k u n g s m a n ö v e r

Es fehlen bis dahin für die 
Versorgung 200 000 t Getreide, 
90 0ÖG t Fleisch und 30 000 t But­
ter. W ie dieser Bedarf gedeckt 
werden soll, weiß bisher nie­
mand. Aber man möchte mit dem 
neuen „Landwirtschafts - Plan“ 
darüber hinwegtäuschen, daß 
die Versorgungskrise nur die 
Folge der SED-Politik ist. 
Denn: Was die Landwirtschaft 
der Zone an Erzeugnissen ab­
geliefert hat, müßte für die 
Versorgung bis zum Herbst 
ausreichen.

Warum gibt es trotzdem kein 
Fleisch? Weil das Ministerium 
für Handel und Versorgung den 
Befehl bekam, plötzlich die 
Staatsreserven 'aufzufüllen und 
noch neue anzulegen..

Warum gibt es in vielen Or­
ten nicht ausreichend Mehl? 
W eil die Sowjetunion hier eben­
falls darauf gedrungen hat, daß 
aus den Lieferungen des ersten 
Quartals 1955 erst einmal die 
Staatsreserven aufgefüllt wer­
den, die von der SED planlos 
verwirtschaftet -worden waren. 
Außerdem sind große Mengen 
des in der Sollerfüllungshetze 
viel zu früh gedroschenen Ge­
treides in den Speichern der 
VEAB verdorben. Jetzt treibt 
man bei den Bauern alle Ge­
treidesoll-Rückstände ein ohne 
Rücksicht selbst darauf, ob ge­
nügend Futtergetreide bleibt.

Der Ministerratsbericht spricht 
verschämt von „geringfügigen 
Änderungen bei der Belieferung 
einiger Produkte im laufenden 
Jahr"'. Das heißt: Die Brotkarte 
ist in nahe Sicht gerückt I

Stahl statt Zucker
Warum gibt es keinen Zuk- 

ker? Weil die SED noch im ver­
gangenen November entgegen 
den Warnungen leitender Ver­
sorgungsfunktionäre industrielle 
Lieferschulden an Polen mit 
völlig ungerechtfertigten Zueker- 
Exporten bezahlen wollte.

Die SED hat sogar noch im 
Februar (!) einem skandinavi­
schen Land größere Zucker-Ex­
porte angeboten, xxm eine ganz 
bestimmte Stahllegierung für 
sehwerindustrieile Zwecke zu. er­
halten I

Und gleichzeitig wagt man, 
den Ausbau der Schwerindustrie 
wieder als das wichtigste W irt­
schaftsziel zu proklamieren. .

N e u e  V e r o r d n u n g e n
Eine Fülle von Verordnungen 

wird in diesen Tagen stillschwei­
gend in Kraft gesetzt. Der Fett­
gehalt der Milch wird von 2,5 
auf 2 Prozent gesenkt, der Was­
sergehalt der Butter von 20 auf 
24 Prozent heranfgesetzt. Die 
Qualität des Werkküehenessens 
soll um 50 Prozent vermindert 
werden.
■ Auf der Ministerratssitzung 

wurde ein Ausschuß unter dem 
Vorsitz des ehemaligen Land- 
•wirtschaftsministers Golden­
baum (SED) gebildet, der „ge­
eignete Beschlüsse zur Sicher­
stellung der Volksernährung“1 
fassen soll. W ie in der Tsche­
choslowakei wird man wahr- 
scheinlich angebliche „Spekula­
tion und Hamsterei“ als Vor­
wand benutzen, um Erscheinun­
gen der ersten Nachkriegsjahre 
in den Alltag zurückzurufen.

W i r d  g e h a m s t e r t ?
W ird tatsächlich gehamstert? 

Niemand kann es der Bevölke­
rung verargen, wenn sie ange­
sichts solcher Entwicklung die 
Familienernährung wenigstens 
auf ein bis zwei Wochen sicher­
stellt. Wo kein Mangel ist, wird 
niemand auf den Gedanken kom­
men, zu hamstern.

Die Versorgungskrise in der 
Zone ist nicht eine Folge an­
geblicher Hamsterer, wie die 
SED es hinstellen möchte, son­
dern Angstkäufe der Bevölke­
rung hier und dort, sind die 
Folge des offensichtlichen Man­
gels!

W ie die Regierung bei solcher 
Sachlage die Bevölkerung noch 
weiter belügen will, ist nicht 
klar. Fest steht, daß hier mit 
ausweichenden Erklärungen 
nichts mehr zu retten ist*
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Rätsel oder neue 
Chance

DT. Hund acht Jalire hin­
durch wurde bisher über den 
Abschluß des Staatsvertrages 
verhandelt, den die vier Mächte 
auf Grund feierlicher Verpflich­
tung Österreich schulden. Zu­
letzt trennte man sich ohne je ­
des Ergebnis auf der Berliner 
Konferenz. Das war vor rund 
einem Jahr. Nun ist plötzlich 
die Österreich-Frage wieder in 
Bewegung geraten.

Während es bisher stets die 
Westmächte waren, die mit gro­
ßer Dringlichkeit den Abschluß 
des Staatsvertrages forderten, 
hat jetzt Moskau, eine Initiative 
von allerdings noch unklarer 
Bedeutung ergriffen. Sie liegt 
darin, daß Molotow in Seiner 
Rede vor dem Obersten Sowjet 
am 8. Februar den sowjetischen 
Standpunkt einer gewissen Re­
vision unterzogen, Gespräche 
mit dem österreichischen Bot­
schafter in Moskau geführt, 
und in einer soeben veröffent­
lichten Erklärung die Möglich­
keit erfolgreicher Verhandlun­
gen angedeutet hat.

Flucht in neue Schwierig­
keiten

Noch auf der Berliner Kon­
ferenz war die sowjetische Hal­
tung so, daß ein Einvernehmen 
der vier Mächte über den 
Staatsvertrag mit absoluter 
Sicherheit scheitern mußte. Als 
die Westmächte schließlich die 
noch umstrittenen Artikel des 
Staatsvertrages in der sowjeti­
schen Fassung akzeptiert hat­
ten, so daß einer Unterzeich­
nung nichts mehr im Wege 
stand, trat Molotow plötzlich 
vor der „Gefahr“ einer Einigung 
die Flucht in neue Schwierig­
keiten an. Er verknüpfte die 
Österreich-Frage mit der Triest- 
Frage, die beide nicht das ge­
ringste miteinander zu tun 
haben. Er verlangte die Ein­
fügung einer bisher nie erörter­
ten Klausel in dem Staatsver­
trag, die Österreich die Bünd­
nisfreiheit untersagen sollte. 
Ferner sollte das Verbot frem­
der Militärstützpunkte formell 
in den Staatsvertrag auf'genom- 
men werden.

Molotow forderte außerdem 
weitere Scherungen gegen eine 
Wiederholung des Anschlusses 
Österreichs an Deutschland, ob-

wohl solche Sicherungen im 
Staatsvertrag bereits enthalten 
waren. E r forderte ferner, daß 
die Truppen der vier Mächte 
entgegen den bisherigen Ver­
einbarungen Österreich erst nach 
dem Friedensvertrag mit
Deutschland verlassen sollten.

Die Westmächte mußten
selbstverständlich jede Ver­
knüpfung des österreichischen 
Staatsvertrages mit anderen 
Problemen ablehnen; denn die­
ser Vertrag ist ein völlig selb­
ständiger, mit keiner fremden 
Frage verquickter Anspruch
Österreichs. Selbstverständlich 
konnten sie auch keine Öster­
reich diskriminierende Be­
stimmung im Staatsvertrag an­
nehmen, am allerwenigsten die 
Fortdauer der Besetzung. H ier­
über waren die Westmächte 
auch mit der österreichischen 
Regierung einig, die im übrigen 
zu wuchtigen Zugeständnissen 
bereit war.

Molotow korrigiert sich
Noch in einer sowjetischen 

Note vom 9. Dezember 1954 hat 
Moskau dann in der Österreich- 
Frage starr an den Berliner 
Vorschlägen Molotows festgehal­
ten. Eine gewisse Lockerung 
des sowjetischen Standpunktes 
wurde dann in der Rede Molo­
tows vom 8. Februar erkennbar.

Der sowjetische Außenminister 
stellte zwar fest, daß die öster­
reichische Frage nicht außer­
halb des Zusammenhanges mit 
der deutschen Frage behandelt 

-werden könne, gab dieser Fest­
stellung aber den Sinn, daß man 
beim Abschluß des Staatsver­
trages eine Lösung finden müsse, 
die einen neuen Anschluß ari 
Deutschland unmöglich mache. 
Das sei „mit der Vereinbarung 
entsprechender Maßnahmen der 
vier Mächte zur Deutschland- 
Frage verbunden“.

Im  Falle solcher Vereinbarun­
gen, deren Charakter nicht 
näher umschrieben wurde, könne 
man den Abzug der Truppen 
der vier Mächte aus Österreich 
durchführen, ohne den Abschluß 
eines Friedensvertrages mit 
Deutschland abzuwarten. In  sei­
ner Rede forderte Molotow fer­
ner eine Verpflichtung Öster­
reichs, keine Militärbündnisse 
abzuschließen und auf seinem 
Boden keine fremden Militär­
stützpunkte zu dulden.

Schließlich verlangte er die 
unverzügliche Einberufung einer 
Vierer-Konferenz, auf der so­
wohl die deutsche als auch {die

österreichische Frage erörtert 
werden sollten.

Der oft berufene Probefall
Ist das nun ein neues sowje­

tisches Rätsel oder eine neue 
Chance? Es ist hinsichtlich der 
sowjetischen Politik leider nie­
mals möglich, auf diese Frage 
eine sichere Antwort zu geben. 
Eine Änderung der sowjetischen 
Haltung in der Frage des 
österreichischen Staatsvertrages 
wurde allem Anschein nach von 
Molotow sichtbar gemacht. Per 
österreichische Staatsvertrag 
wird nicht mehr wie bisher von 
der Lösung der Deutschland- 
Frage „abhängig“ gemacht, — 
aber er steht mit ihr in „Zu­
sammenhang“. Das ist sicher 
nicht dasselbe, aber was ist mit 
dieser sprachlichen Unterschei­
dung praktisch gemeint ? Ferner, 
was bedeutet es praktisch, daß 
Moskau weitere Sicherungen ge­
gen einen Anschluß Österreichs 
an Deutschland fordert, die 
doch im Staatsvertrag bereits 
enthalten sind? Was hat Mos­
kau wirklich im Sinn, wenn es 
fordert, daß auf einer noch vor 
der Ratifizierung der Pariser 
Verträge stattfindenden Vierer­
konferenz sowohl die österrei­
chische als auch die deutsche 
Frage erörtert werden soll?

Was heißt das, wenn Moskau 
wirklich der Meinung sein 
sollte, daß der Staats vertrag 
ganz unabhängig von der 
Deutschland-Frage verwirklicht 
werden kann? Nennt Moskau 
vielleicht Österreich nur, um 
doch vor allem über die Deutsch­
land-Frage zu verhandeln, —* 
und zwar unter dem Gesichts­
punkt der Pariser Verträge? 
W ill Moskau etwa von einem 
Verzicht auf diese Verträge nun 
auch noch die Verwirklichung 
des österreichischen Staatsver- 
trages abhängig machen?

W ir erinnern uns, daß die 
Westmächte immer wieder die 
sowjetische Bereitschaft zur end­
lichen Verwirklichung des öster­
reichischen Staatsvertrages als 
Probefall für den sowjetischen 
Verständigungswillen bezeichnet 
haben. Deshalb ist es nun ihre 
Pflicht, die sowjetischen Erklä­
rungen trotz aller gebotenen 
Skepsis sehr sorgfältig za prü­
fen und den in ihnen vielleicht 
versteckten neuen Möglichkeiten 
ernsthaft nachzuspüren.



Die Bonner Koalition bleibt
G e m e in s a m e  A u s s p r a c h e  v o r g e s e h e n

Bonn (DPA). Um die Koali- 
tionsknse, die in Bonn zwischen 
FD P und CDU wegen des Saar- 
siatuts entstanden war, ist es 
wieder ruhig geworden. Von 
beiden Parteien wurden Erklä­
rungen abgegeben, daß die Koa­
lition fortgesetzt werden soll. 
„Klärende Gespräche“  wurden 
von beiden Seiten als Abschluß 
der Auseinandersetzung vorge­
sehen.

Der Hauptausschuß der FD P 
betonte in einer Entschließung
u. a., er halte „die Fortsetzung 
der durch eindrucksvolle Erfolge 
auf allen Lebensgebieten in der 
großen Gesamtlinie als richtig 
bestätigten Koalitionsarbeit 1111 
deutschen Interesse für erfor­
derlich."

Bremen will helfen
Berlin (Eigenmeldung). Bre­

mens Senatspräsident Kaisen, 
der sich zu einem dreitägigen 
Freundschaftsbesuch in Berlin 
aufhielt, hat am Donnerstag bei 
Besprechungen im Schöneberger 
Itathaus erklärt, mit der. Be­
zeichnung Berlins als „Brücke 
zur Sowjetzone“ seien die Auf­
gaben der Stadt am besten Um­
rissen.

Vor der Presse zeigte sich der

Senatspräsident tief beeindruckt 
von seiner eineinhalbstündigen 
Fahrt durch Ostberlin. Das Le­
ben sei dort erstickt. „Unsere 
armen Landsleute müssen das 
Martyrium für uns mittragen."

Kaisen vertrat die Ansicht, 
daß jeder Besucher Westberlins, 
vor allem aber auch die west­
deutschen Parlamentarier, auch 
vom Bundestag, „die andere 
Seite" besichtigen sollten. „Dort 
kann man spüren, worum es bei 
den Auseinandersetzungen zwi­
schen Ost und West geht."

Abschließend versicherte der 
Senatspräsident, Bremen werde 
Berlin im Bahmen seiner Mög­
lichkeiten helfen.

Gefallenen-Ehrenmal
Berlin (DPA). Im  Naturschutz­

gebiet Berlin-Pichelswerder soll 
nach den Plänen des „Volksbun­
des deutsche Kriegsgräberfür- 
sorge“  ein Ehrenmal für die 
Kriegs gefallenen errichtet wer­
den. In Westberlin gibt es heute 
noch keine große und würdige 
Gedenkstätte für die Gefallenen 
der beiden Weltkriege.

Es ist vorgesehen, die etwa 
10 000 auf über 100 verschiedenen 
Westberliner Friedhöfen bestat­
teten unbekannten Soldaten auf 
der Halbinsel Pichelswerder zu­
sammenzulegen. Das neue Eh­
renmal soll auch an die zahl­
losen Kriegsgefallenen mahnen, 
die jenseits der Oder- und 
Neißelinie ihre letzte Buhestätte 
gefunden haben.

Grußbotschaft der Bischöfe
Köln (KNA). Im Auftrag der 

•westdeutschen Bischöfe hat der 
Erzbischof von Köln, Kardinal 
Frings, eine Grußbotschaft an 
die Katholiken in der sowjetisch 
besetzten Zone Deutschlands 
gerichtet.

„Unser besonderer Gruß gilt 
jenen jungen Christen, die ge-, 
legentlich ihrer Schulentlassung 
sich tapfer gegen die Zumutung 
einer materialistischen soge­
nannten Jugendweihe wehren,

Explosion in einer KP-Wohnung
H o c h e m p f in d i id b e r  S p r e n g s i o f i  in  K o r b f l a s c h e n

Hamburg (DPA). Am Anfang 
vergangener Woche ereignete 
sich in einer Hamburger Keller­
wohnung eine schwere Spreng­
stoffexplosion. In der völlig 
zertrümmerten Kellerwohnung 
hatte die Polizei den 48jährigen 
Hafenarbeiter und Wohnungs­
inhaber W illi B. schwerverletzt 
aufgefunden. Er starb kurz dar­
auf. Ein zweiter lag zwischen 
dem zertrümmerten Mobiliar.

Die polizeilichen Ermittlungen 
ergaben jetzt, daß das Unglück 
politische Hintergründe hat, dm 
nach Ansicht der Hamburger 
Staatsanwaltschaft unter Um­
ständen den KPD-Prozeß in 
Karlsruhe beeinflussen werden. 
Die beiden Opfer der Explosion, 
Beinke und überbrück, waren 
Mitglieder der KPD. Die K ri­
minalpolizei fand bei Durch­
suchung der Unglücksstelle zwei

Korbflaschen mit hochexplosivem 
flüssigen Sprengstoff. Sie waren 
unter dem Fußboden der Kel­
lerwohnung vergraben.

Auf der Suche nach den Hin­
termännern der beiden Verun­
glückten hat die Staatsanwalt­
schaft den 26jährigen Arbeiter 
Hartenstein festgenommen. Die 
Frau Beinkes befindet sich be­
reits wegen Verdachts der Bei­
hilfe in Haft.

In der Kellerwohnung wur­
den außer den Korbflaschen 
noch acht primitiv verfertigte 
Sprengstoffkapseln gefunden.

100 Millionen Flugblätter
Berlin (DPA). 100 Millionen 

Flugblätter hat der amerika­
nische Sender „Badio Freies 
Europa“ bisher über den Eiser­
nen Vorhang geschickt.

und die mit ihren Eltern auch 
die Androhung irdischer Nach­
teile um des Gewissens willen 
ertragen."

Ständiger Austausch
Bonn (Eigenmeldung). Von zu­

ständiger Stelle ist erklärt wor­
den, die Bundesregierung be­
finde sich mit den Westmächten 
in ständigem Gedankenaustausch 
wegen der Frage der deutschen 
Wiedervereinigung.

Ordensschwestern 
vertrieben

Berlin (DPA), Aus den katho­
lischen Klöstern in Nieder- und 
Oberschlesien sind, wie erst 
jetzt bekannt wurde, im August 
1854 alle Ordensschwestern ver­
trieben und in den Gebieten 
von Posen und Krakau unter 
ungünstigen Lebens- und Ar­
beitsbedingungen interniert 
worden.

Um ein Jahr verschobst!
Berlin (DPA), Ein nach West­

berlin geflüchteter Angestellter 
des kommunistisch gelenkten 
staatlichen Bundi'unkkomitees 
hat am Dienstag bestätigt, daß 
am 16. Februar das Haupt­
gebäude der Bundfunltanfage in 
Ostberlin bis auf die Grund­
mauern abgebrannt ist. Die In ­
betriebnahme des modernen 
liimdf'unligebäudekomplexes, die 
für den 1. März vorgesehen war, 
muß um über ein Jahr ver­
schoben werden.



Dibelius bleibt Vorsitzender
S y n o d e  u n d  K i r c h e n k o n i e r e n *  w ä h lt e n  R a t  d e r  E K D

Espelkamp (epd/DPA). Die gesamtdeutsche evangelische Syn­
ode und Kirclienkonferenz haben am Mittwoch in Espelkamp 
Bischof D. Dibelius mit 125 von 140 Stimmen zum Vorsitzenden 
des zwölfköpfigen Rates der evangelischen Kirche in Deutsch­
land wiedergewählt. Zu seinem Stellvertreter wurde Eandes- 
bischof D. E ilje (Hannover) mit 114 von 140 Stimmen gewählt. 
Er wird damit Nachfolger von Eandesbischof D. Haug (Stuttgart). 
Die Wahl der weiteren Mit- . politische Schatten, wenn auch

glieder des Rates. fiel auf fo l­
gende Persönlichkeiten: Landes- 
bischof D. Haug, Dr. Heine­
mann (Essen), Oberkirchenrat 
Dr. Herntrich (Hamburg), die 
Präsides Dr. Kreyssig (Magde­
burg) und Mager (Dresden), 
Landesbischof D. Mitzenheim 
(Eisenach), Kirchenpräsident D. 
Niemöller (Wiesbaden), Modera­
tor Prof. Niesei (Schöller/Rhein- 
lahd), Oberkirchenrat Riedel 
(München). Als zwölftes Mitglied 
gehört dem Rat verfassungsge­
mäß der Präses der Synode, 
Prof. von Dietze (Freiburg), an.

N e u e r  P r ä s e s

Die Tagung hatte bereits zwei 
Tage zuvor mit der Wahl des 
neuen Synodalpräses einen 
Höhepunkt erreicht. Dieses Amt 
hatte bisher Dr. Heinemann 
inne.

Nach einem dramatischen 
Wahlakt wurde der Freiburger 
Universitätsprofessor Dr. Kon­
stantin von Dietze für die jetzt 
beginnende sechsjährige Amts­
periode mit 77 von 118 abgege­
benen Stimmen zum neuen Prä­
ses bestimmt.

Der Wahl waren lebhafte 
Meinungsverschiedenheiten über 
die Neubesetzung des Präses­
amtes vorausgegangen, die sich 
vor allem auf das Gebiet der 
Politik erstreckten. Der Ham­
burger Oberkirchenrat Dr. 
Herntrich und Kirchentagsprä­
sident D r.. v. Thadden-Triegläff 
erklärten übereinstimmend, daß 
die Wahl des Präses und die 
Zusammensetzung des Rates der 
EKD über allen persönlichen 
Erwägungen stehen müssen.

Offene Aussprache
Es -wurde sehr ernst ausge­

sprochen, daß der Präsesweeh- 
sel vor allem von der geistlichen 
und kirchlichen Bewertung des 
Präsesamtes her verstanden 
werden müsse. Der Synodalprä­
ses hat eine eminent geistliche 
Punktion, die in den letzten 
sechs Jahren offenbar nicht aus­
reichend zum Tragen gekommen 
ist, weil immer wieder partei­

sicher ungewollt, auf das wich­
tige Amt fielen. H ier liegt die 
eigentliche Wurzel zahlloser 
Mißverständnisse.

Diese offene Aussprache über 
die Probleme, hat, wenn sie 
auch zunächst zu starker Span­
nung führte, schließlich doch 
eine Entspannung gebracht. Das 
wurde am vierten Tage der Syn­
ode daran deutlich, daß die 
Synodalen aller Richtungen sich 
schneller, als man annehmen 
konnte, wieder zusammenfan­
den. Enttäuschung und Verbit­
terung -wichen dem Willen zu 
neuem gemeinsamen Anfang. 
Die Wahlen des Rates und sei­
ner Vorsitzenden vollzogen sich 
unter versöhnlichen Worten und 
in seltener Einmütigkeit. Die 
eindeutige Wahlentscheidung 
um das Präsesamt hatte also 
auch eine reinigende Wirkung 
gehabt.

Für Völkerfrieden
Mit einem von Bischof Dibe­

lius gehaltenen Gottesdienst 
schloß die gesamtdeutsche evan­
gelische Synode Freitag ihre 
Tagung. Voraufgegangen war 
die einstimmige Annahme eines 
Wortes der Synode an alle K ir­
chengemeinden in Ost und West, 
in dem der Fürbitte für Wieder­
vereinigung und Völkerfrieden

Ausdruck gegeben wurde. Die 
Synode könne nicht den politi­
schen Weg zur Erreichung die­
ses Zieles aufzeigen und warne 
davor, eine politische Meinung 
als Gottes Wahrheit auszugeben 
und den Andersdenkenden zu 
verleumden.

Zur Frage der Kriegsdienst­
verweigerung wurde ebenfalls 
einstimmig beschlossen, der Rat 
der EKD solle gemeinsam mit 
einem neu berufenen Ausschuß 
die gesetzlichen Maßnahmen der 
Bundesregierung zum Schutz des 
Kriegsdienstverweigerers aus 
Gewissensgründen intensiv vor­
bereiten helfen. Die Synode be­
auftragte den Rat, bei der Re­
gierung der „DDR" nachdrück- ! 
lieh darauf hinzuwirken, daß 
auch sie dem Kriegsdienstver­
weigerer aus Gewissensgründen 
gesetzlichen Schutz gewährt.

Propst Grüber gab dem Prä­
sidium der Synode sowie dem 
Rat der EKD von einem Tele­
gramm Nusehkes Kenntnis, ohne 
daß es zum Gegenstand einer 
Aussprache im Plenum gemacht 
wurde. Darin heißt es, die bis­
herigen Beschlüsse der gesamt­
deutschen evangelischen Synode 
hätten in der DDR „Bestürzung 
und Befremden" hervorgerufen.

Unabhängig von dem Tele­
gramm Nusehkes hat der neue 
Präses der Synode, Professor 
v. Dietze, in einem Brief an 
Nuschke den Dank dafür aus­
gesprochen, daß den Vertretern 
der mitteldeutschen Gliedkirchen 
die Teilnahme an der Synode 
devisentechnisch wesentlich er­
leichtert wurde. Gleichzeitig 
kündigte v. Dietze seinen Be­
such bei Nuschke für die nächste 
Zeit an.

Programm der US-Marine
Washington (AP ). Der ameri­

kanische Marmeminister Tho­
mas hat dem Wehrausschuß des 
Repräsentantenhauses das Neu- 
banprögramm der Marine vor­
gelegt, das für das Jahr 1955/56 
Ausgaben in Hohe von 1,317 M il­
liarden Dollar vorsieht. Gepiant 
ist der Bau von 34 Schiffen und 
die Modernisierung von 28 Ein­
heiten.

Thomas betonte, die Pläne der 
Marine sähen unter anderem den 
Bau von sieben Atom-U-Booten, 
13 Raketenschiffen und fünf 
60 000 - t - Flugzeugträgern vor. 
Diese Superfiugzeugträger wür­
den das Rückgrat der Flotte 
werden, da sie auch durch

Atombomben kaum zu zerstören 
seien.

über 8 M ill. Z w a n g sa rb e it
New York (AP). Die USA 

haben den UN zwei Sonder­
berichte über die Zwangs­
arbeitslager in China und Alba­
nien überreicht. Sie haben da­
mit einem Ersuchen der Voll­
versammlung entsprochen.

In dem Bericht über China 
heißt es, daß dort mindestens 
2000 Lager bestünden. Die Zahl 
der Insassen liege beträchtlich 
über der von acht Millionen, 
die vor zwei Jahren von natio­
nalchinesischen Stellen ange­
geben wurde.



Spionagering aufgedeckt
Stockholm (DPA). Die schwe­

dische Sicherheitspolizei ist einer 
Spionageorganisation auf die 
Spur gekommen. Am Sonnabend 
schlug die Polizei an mehreren 
Stellen schlagartig zu: in Stock­
holm wurden vier Personen 
unter Verdacht der Spionage für 
eine auswärtige Macht verhaftet. 
Zwei Personen wurden in Karls- 
koga, drei in Göteborg festge­
nommen. Zwei der Verhafteten 
haben bereits ein Geständnis 
abgelegt.

US-Studenten spenden
New York (DPA). Eine große 

Spendenaktion haben amerika­
nische Studenten einer Akademie 
in Massachusetts für die nach 
Westberlin geflüchteten Jugend­
lichen aus der Sowjetzone ge­
startet.

Sicherheitsgarantie für Europa
E i s e n h o w e r s  U S - T r u p p e n  b le ib e n ,  s o la n g e  G e fa h r  is t

Washington (AP/DPA). Präsident Eisenhower hat in einer 
Botschaft an die Regierungschefs der sieben Mitgliedstaaten 
der Westenropäischen Union versichert, daß die USA mit den 
europäischen Verbündeten zur Verteidigung Europas weiterhin 
eng Zusammenarbeiten werden. Auch nach der Aufstellung deut­
scher Truppen werde Amerika seine Streitkräfte aus Europa 
nicht abziehen. Diese amerikanische Garantieerklärung, die' im 
wesentlichen der Garantie vom April 1954 für die damals ge­
plante EVG entspricht, wurde in London und Bonn mit Be­
friedigung aufgenommen.
Unter der Voraussetzung, daß 

die Pariser Verträge ratifiziert 
werden, übernehmen die USA 
folgende Verpflichtungen:

1. In  Europa einschließlich 
Deutschland werden amerika­
nische' Truppen in notwendiger 
und angemessener Stärke unter­
halten. Die USA werden ihren 
Teil zur gemeinsamen Vertei­
digung beitragen, solange für

Rom ratifiziert Pariser Verträge
S t ö r v e r s u c h e  v o n  l i n k s  b i s  z u le t z t

Rom (AP). Als zweites Land 
der Westeuropäischen Union hat 
nach Großbritannien Italien die 
Pariser Verträge über die W ie­
derbewaffnung Deutschlands ra­
tifiziert. Der italienische Senat 
billigte die Verträge mit 139 
gegen 82 Stimmen; die Abge­
ordnetenkammer hatte sie be- 

- reits am 23. Dezember mit 335 
gegen 215 Stimmen gutgeiieißen.

Gegen die Verträge stimmten 
im Senat nur die Kommunisten 
und Linkssozialisten, die in der 
vorausgegangenen zweiwöchigen 
Debatte jedes Mittel angewendet 
hatten, um die Annahme der 
Verträge zu verhindern.

Tumulte und Schlägereien im 
Senat selbst, Demonstrationen 
vor dem Parlamentsgebäud'e 
und ein zweistündiger Streik der 
im kommunistischen Gewerk­
schaftsbund organisierten Ange­
stellten des öffentlichen Dienstes 
noch am Vormittag des Abstim­
mungstages konnten jedoch,die 
Annahme nicht verhindern.

Während der Debatte wandten 
die Kommunisten und Links­
sozialisten immer wieder eine 
Verzögerungstaktik an und stell­
ten eine Unzahl von Anträgen, 
die jedoch ohne Ausnahme ab­
gelehnt wurden.

Ätomfcomlen-Explosion
Las Vegas (AP). Die größte 

Atomexplosion der diesjährigen

Versuchsreihe der US-Atoraener- 
giekommission wurde am Mon­
tag kurz vor Beginn der Däm­
merung ausgelöst.

20 Sekunden lang stand ein 
mächtiger Feuerball über dem 
Versuchsgelände, während die 
Explosionswelle noch in dem 
über 200 Kilometer entfernten 
St. George im Staate Utah deut­
lich zu verspüren war. Im Um­
kreis bis zu etwa 200 Kilometer 
wurde die Explosion als greller 
Blitz wahrgenommen. Noch m 
tausend Kilometer Entfernung 
wurde eine gewaltige Flammen- 
kugel beobachtet.

Die Explosionsgewalt der 
Atomladung, bei der es sich 
möglicherweise um den Zünder 
einer Wasserstoffbombe han­
delte, war weitaus größer als 
die einer gewöhnlichen Atom­
bombe.

das Gebiet des NATO-Paktes 
eine Gefahr besteht.

2. Jede Aktion, „die die Inte­
grität und die Einheit der 
Westeuropäischen Union be­
droht“ , werden die USA als eine 
Bedrohung der Sicherheit der 
NATO-Staaten ansehen.

3. Die USA werden weiterhin 
aktiv in der NATO an Proble­
men gemeinsamen Interesses 
mitarbeiten.

Der Westeuropäischen Union, 
deren Bildung in den Pariser 
Verträgen beschlossen wurde, 
gehören die Bundesrepublik, 
Großbritannien, Frankreich, 
Italien, Belgien, Holland und 
Luxemburg an.

Bonn (DPA). In  Bonner Ee- 
gierungskreisen besteht Genug­
tuung über die Grantieerklä- 
rung Präsident Eisenhowers. 
(Die USA hätten damit eindeutig 
ihr Schicksal mit dem West­
europas verbunden.

Waifen sind da
Washington (AP). Moderne 

amerikanische Waffen für die 
künftige deutsche Armee lagern 
bereits in der Bundesrepublik, 
wie von zuständiger Seite in 
Washington mitgeteilt wurde.

Diese Waffen im Gesamtwert 
von etwa 700 Millionen Dollar 
(fast drei Milliarden DM) sollen 
ausgeliefert werden, sobald nach 
der Ratifizierung der Pariser 
Verträge auch die ergänzende 
deutsche Gesetzgebung vorliegt.

Verhaftungswelle in Ungarn
Wien (AP). M it einer Verhaf­

tungswelle und heftiger Kritik 
des Zentralkomitees der Kom­
munistischen Partei an Minister­
präsident Nagy wird in Ungarn 
der „neue Kurs“ liquidiert, wie 
aus zuverlässigen Berichten her­
vorgeht, die in Wien eintrafen.

Das Zentralkomitee warf dem 
Ministerpräsidenten, einem alten 
Kommunisten, der für die Ein­
haltung des „neuen Kurses“ der 
Malenkow-Ära nach dem Tode 
Stalins verantwortlich war, „Ab­
weichungen nach rechts" vor, 
der ein gefährliches Absinken

Es scheint, daß sich in Ungarn der Industrieproduktion verur-
gegenwärtig dieselbe Entwich- sacht habe. Ferner habe er „Op-
lung vollzieht wie beim Sturz portunisten und Rechtsdeviatio-
Malenkows m Moskau. nisten“ begünstigt.



Die GST schaltet um
S t a im e r :  „ K e i n e  Z e i t  f ü r  L u x u s - S p o r t “

Mit der Übernahme der „Gesellschaft für Sport und Technik" 
durch den Schwiegersohn Piecks, den ehemaligen Generallnspek- 
teur der kasernierten Volkspolizei, Staimer, hat ein radikaler 
Umschwung in der Arbeit dieser vormilitärischen Organisation 
eingesetzt. Alle Sportarten — wenn sie auch der vormilitä­
rischen Ausbildung dienten — werden durch ausgesprochene 
Truppenausbildung ersetzt. Als erste Maßnahme wurde der 
Reitsport eingestellt, nachdem man im Rahmen der Warschauer 
Verhandlungen von Kavallerie-Kontingenten für die K V P  ab- 
gekommen ist.

Neu ist der Begriff „Kampf­
sport“ , unter den die bisherigen 
Kategorien „Sportschießen“ und 
„Hundeführung“ Helen. Der 
„Kampfsport“ wird erweitert 
durch eine infanteristische Ge- 
ländeausbildung, die in monat­
lichen Wettkämpfen gipfelt.

Der bei der GST bisher be­
liebteste Sport, das Motorrad- 
Fahren, wird bis auf ein Mini­
mum eingeschränkt. Dafür 
kommt eine durch gegliederte 
Lkw-Ausbiläung, deren Kursan­
ten unter Vorzugsbedingungen 
zur kasernierten Volkspolizei 
übergehen sollen. Grund: Die 
K V P  wird im Rahmen des pol­
nisch - tschechischen Truppen- 
abkommens weitgehend motori­
siert und steht plötzlich vor dem 
Problem, mehr als 10 000 Mann 
Kraftfahrpersonal oder Soldaten 
mit Kraftfahrkenntnissen bereit­
halten zu müssen.

Beim Segelfliegen sollen plan­
mäßig die bisher stark vertre­
tenen älteren Jahrgänge ausge­
schaltet werden. Man will die 
alten Wehrmachtsflieger unter 
Umgehung der GST direkt zur 
KVP-Lu ft holen und hofft, daß 
viele ehemalige Flieger, wenn 
sie keine Möglichkeit zum zivi­
len Flugsport mehr haben, frei-

w illig dem als „Aero-Club“ ge­
tarnten Luftwaffen-Stab beitre­
ten werden. Für den ^Nachrich- 
tensport“ sollen hauptsächlich 
Mädchen herangezogen werden, 
die man später' ais Heeres- 
Hilfstruppen einsetzen kann.

Die erste Reaktion im GST- 
Verband ist ein Rückgang der 
Mitgliedszahlen. Viele FDJler 
springen ab, weil sie die Gefahr 
der Rekrutierung erkennen. 
Staimer weiß das und drängt 
über den FDJ-Zentralrat auf 
rücksichtslose Erfassung aller in 
Frage kommenden Jahrgänge 
für die GST. Sein Plan: „Die 
GST muß so straff aufgezogen 
werden wie der .Dienst für 
Deutschland!' “  Und: „Für Lu­
xus-Sport haben wir jetzt keine 
Zeit!“

Damit ist die GST in ihr 
eigentliches Entwicklungssta­
dium getreten und jeder, der 
ihr Mitgliedsbuch besitzt, kann 
sich als von der Armee gemu­
stert betrachten.

„Riesenergebnis44 von Leipzig
Berlin (Eigenmeldung). Ob­

wohl die Berichte über die Leip­
ziger Messe nicht gerade von 
einem sehr lebhaften Geschäft 
und von etwas frostiger Stim­
mung zu berichten wußten, hat 
das Ministerium, für Außenhan­
del und innerdeutschen Handel 
der Sowjetzonenregierung be­
reits am Schlnßtage der Leip­
ziger Messe große Abschluß­
zahlen bekanntgegeben. Sie sind 
m it starkem .Vorbehalt aufzu- 
nehmen.

Auch im vorigen Jahr waren 
direkt nach Schluß der Messe 
bedeutende und die Ergebnisse 
aller anderer Messen in den 
Schatten stellende Umsatzzahlen 
bekanntgegeben worden, man 
hat aber nie davon gehört, 
welche Geschäfte davon nun 
wirklich ausgeführt worden sind.

Die neuen Zahlen sind mit um

15 000 Landwirte geilohen
Bönn (Eigenmeldung). Rund 

400 000 Hektar Land sind in den 
letzten Jahren von ihren Besit­
zern nnd Pächtern in der So- 
wjetzone verlassen worden. Ins­
gesamt sind 15 000 Landwirte in 
die Bundesrepublik geflohen.

Die vollständige Wiederein­
gliederung dieser Bauern in die 
westdeutsche Landwirtschaft ist 
schwierig.

überprühmgsaktion
Berlin (DPA). Eine größere 

Überprüfungsaktion gegen in

der Sowjetzone und Ostberlin 
zurückgebliebene Angehörige 
von Flüchtlingen hat nach M it­
teilung des Untersuchungsaus­
schusses freiheitlicher Juristen 
die Hauptverwaltung der iäo- 
wjetzonen-Polizei angeordnet.

Gefährlicher Schnaps
Berlin (AP). Nach Methylal­

koholgenuß sind sechs Personen 
in verschiedenen Orten des Krei­
ses Templin (Uckermark) ver­
storben.

so größerem Vorbehalt aufzu­
nehmen, als sich z. B. gerade 
die Verhandlungen über Investi­
tionsgüter längere Zeit hinzu­
ziehen pflegen. Das Ministerium 
weiß von einem Umsatz von 
13S2 Mill. Rubel zu berichten. 
Davon entfallen für die Sowjet­
zone allein 965 Mill. Rubel auf 
den Export und davon wieder 
so ziemlich rund 60 Prozent, 
nämlich 565 Mill. Rubel auf die 
Länder dès „demokratischen 
'Weltmarktes". Die Abschlüsse 
mit dem westlichen Ausland 
werden mit 301 Mill. Rubel an­
gegeben und die im Interzonen­
handel mit 105 Mill. Verrech­
nungseinheiten.

Dagegen hat die Sowjetzone 
Einfuhrabschlüsse von nur 417 
Mill. Rubel abgeschlossen, wo­
von nur rund 30 Prozent auf die 
Länder des „demokratischen 
Weltmarktes“ entfallen, was aut 
deren geringe Lieferfähigkeit 
schließen läßt. Dagegen hat an­
geblich das westliche Ausland 
für 1S6 Mill. Rubel gekauft, 
während im Interzonenhandel 
Bezüge von 109 Mill. VE geneh­
migt wurden. Das entspricht 
ungefähr genau den sowjetzo,- 
nalen Lieferungen.

Angeblich seien auf dem Ge­
biete des Binnenhandels der 
DDE. Abschlüsse über „mehrere 
Milliarden Ostmark“ zustande 
gekommen. Auf welchen Gebie­
ten wird dazu nicht gesagt, auch 
nichts darüber, wie die Sowjet­
zone die Lieferungen von M illi­
arden Rubel und Ostmark be­
werkstelligen soll.



„ist mir schlecht, Genosse, ich habe vorm 
Jahr in Moskau auf Malenkows Wohl 

getrunken1."

Zuviel Wodka
Am vorletzten Sonntag waren 

Zehntausende von Freunden des 
Eishockey-Sports Zeugen einer 
seltsamen Sportberiehterstattung 
des Ostberliner Rundfunks bei 
seiner direkten Übertragung des 

Weltmeisterschaftskampfes 
„Wodka gegen Whisky" (sprich 
Titelhalter Sowjetunion gegen 
die kanadische „Rächer"-Mann- 
sehaft Penticton).

Es war fürwahr ein „Erleb­
nis“ , denn der linientreue Spre­
cher, den der Ostrundtunk nach 
Krefeld geschickt hatte, leistete 
sich eine Schilderung, die zu 
einer schrillen Dissonanz wurde. 

Denn da hagelte es Ausdrücke 
für die Kanadier wie „Haupt- 
rowdies, Rabauken, Raufbold, 
Indianer auf dem Eis, Amok­
läufer, P.aühbeine, ungezähmte 
Mustangs, kaugummikauende 
Cotvboys aus Texas", Die reinste

Lämmerherde aber und „fair bis 
zum letzten“ war natürlich die 
sowjetische Mannschaft. Das 
erste Tor der Kanadier war nur 
ein „Zufallstreffer“ .

Dann sagte der Sprecher: „Im 
Feldspiel sind die Kanadier 
zwei Klassen schlechter als die 
sowjetische Mannschaft". Da 
aber fiel das zweite Tor der 
Kanadier.

Genau nach dem dritten Tor 
der Kanadier meldete sich das 
Ost-Funkhaus „mit Bedauern“ 
und beendete die Übertragung, 
weil angeblich die Zeit nicht 
mehr reichte. Das letzte Spiel­
drittel wurde über den Deutsch- 
landsender übertragen. Mit 
ächzender Stimme beendete der 
Ost-Reporter seine Sendung mit 
den Worten: „Die Kanadier
sind Weltmeister, aber ein un­
fairer . .

Grenzenlos?
Die kommunistische Schulung der jun­

gen Generation macht den Machthabern der 
sogenannten DDR offenbar Sorgen. Man 
hat deshalb nach Leipzig eine „Konferenz 
der Lehrer und Pionierleiter" einberufen.' 
In  einem über viele Spalten laufenden 
Leitartikel der gestrigen Ausgabe des 
„Neuen Deutschland“ erteilt Walter Ul­
bricht Tadel wegen der ungenügenden 
„Pionierarbeit“ und Weisungen „für eine 
entschiedene Verbesserung“ .

Die Pionierorganisation Ernst Thälmann, 
um deren Aktivität es Herrn Ulbricht geht, 
hat dafür zu sorgen, daß der heranwach- 
senden Jugend die kommunistischen 
Grundsätze nicht nur in der Schule, son­
dern auch außerhalb der Schule eihgebleut 
werden. Ihre Aufgabe ist insbesondere, 
„die Kinder zu grenzenloser Ergebenheit“ 
zu erziehen, also zu kritiklosem und hem­
mungslosem Hinnehmen aller Parteibe­
fehle.

Herr Ulbricht gibt viele Ratschläge, wie 
dieses Ziel durch die „Pionierarbeit“ er­
reicht w-erden soll. Aber es genügt, die 
Grandvorschrift zu kennen; sie lautet: Die 
Tätigkeit der Pionierorganisation Ernst 
Thälmann „soll das ganze Leben der K in­
der — ihr Lernen, ihr Spiel, ihre Erholung 
— durchdringen“. Die Schulkinder und Ju­
gendlichen sollen also nicht eine einzige 
Minute lang verschont sein vom kommu­
nistischen Machtwillen.

Warum nidit in Berlin?
Die Sowjetzone hat nach einer 

ADN-Meldung der Bundespost 
vorgeschlagen, die anläßlich der 
Leipziger Frühjahrsmesse zwi­
schen Leipzig und Hamburg, 
Düsseldorf, Frankfurt a. M., 
Nürnberg zusätzlich geschalte­
ten Fernleitungen zur „Verbes- 
serung des innerdeutschen Fern- 
spfechverkehrs" weiterhin bei­
zubehalten.

W ie wäre es, wenn die Macht­
haber der Zone diese vernünf­
tige Anregung zunächst einmal 
in Berlin verwirklichten? Sie 
haben den totalen Abbau der 
telefonischen Verbindung zwi­
schen Ost- und Westberlin 
selbst vorgenommen und allein 
zu verantworten. H ier geht es 
nicht um Verbesserung, son­
dern um Wiederaufnahme des 
Telefonverkehrs und um die 
Beseitigung eines völlig ver­
rückten Zustandes.



Wasser schält Kartoffeln . .  •
N e u h e it e n  f ü r  d ie  H a u s f r a u  a u f  d e r  K ö l n e r  M e s s e

Im  Schatten des Kölner Domes fand die internationale Haus­
rat- und Eisenwarenmesse 1055 statt, die den traditionellen 
Beigen der Frühjahrsmessen am Ufer des Rheins einleitete. 
Drei Tage stellten über elfhunderfc Firmen ihre Erzeugnisse 
auf dem großen „Basar der Zivilisation“ aus.

maschine mit kombiniertem 
Wäschetrockner hätten sie prak­
tisch nur ihre schmutzigen Ober­
hemden in den Apparat zu wer­
fen, den Rest besorgt die Ma­
schine. Für Kleinhaushalte 
stehen außerdem Schrankwasch­
maschinen zur Verfügung.

Die Hausfrau wird ihre Hände 
auch in Zukunft nicht in den 
Schoß legen, doch leichter wird 
ihr die meiste Arbeit schon ge­
macht. Da bietet sich zum Bei­
spiel eine handliche Kartoffel­

schälmaschine an, die an die 
Wasserleitung angeschlossen 
wird und durch Wasserdruck in 
kürzester Zeit Kartoffeln, Möh­
ren oder andere Knollenfrüchte 
wäscht und schält.

W eiter fielen Blumenampeln 
mit Zugvorrichtung, Plastikeier­
becher mit Dotterfänger, Aqua­
rien aus Kunststoff, Fahrten­
messer mit Scheinwerfer, Liege­
stühle mit gefedertem Sitzpol­
ster, Teewagen mit Heizung so­
wie Frischhaltedosen auf, die 
sich beliebig o ft öffnen und 
schließen können, ohne ihre 
Frischhalteeigenschaft zu ver­
lieren.

Erschöpft vom Anblick der 
Vielzahl von Gegenständen, die 
ein Bewohner der Zivilisation 
zum Leben braucht, verließ der 
Chronist die Messe.

Kanzelverkündung gegen Jugendweihe
In  allen katholischen Kirchen 

der Sowjetzone und Ostberiins 
ist eine Kanzelverkündung ver­
lesen worden, in der die Teil­
nahme an der kommunistischen 
Jugendweihe als schwere Sünde 
und Verleumdung des Glaubens 
bezeichnet wird.

Eltern, die ihre Kinder der 
Jugendweihe zuführen, die teil­
nehmenden Kinder sowie alle, 
die sich an der Durchführung 
der Jugendweihe beteiligen, 
könnten zu den Sakramenten 
nicht zugelassen werden, „bis

sie ihre Sünde wahrhaft bereut 
und das schwere Ärgernis des 
schlechten Beispiels w'iedergut- 
gemacht haben“.

In  der Kanzelverkündung 
wurde darauf hingewiesen, daß 
die Jugendweihe nach Angaben 
der zuständigen Stellen frei­
w illig  sei. „Als Christen, die 
über 80 Prozent der Bevölke­
rung ausmachen, beanspruchen 
w ir die volle Glaubens- und Ge­
wissensfreiheit und erheben Ein­
spruch gegen jeden offenen und 
versteckten Zwang gegen Ju­
gendliche und ihre Eltern."

Deutsche Kultur wieder gefragt
„ G o e t h e -H a u s “  i n  N e w  Y o r k SSO, herhören!

Viel Neues, so vermutet der 
Laie z. B., kann es auf dem 
Gebiet der Heizungsteehnik bald 
nicht mehr geben. Ofen ist Ofen, 
und Herd bleibt Herd. Doch 
findige Konstrukteure haben 
sich auch hier etwas Neues ein- 
fallen lassen. Daß ein Kohlen­
herd wie ein Schrank aussieht, 
ein Ofen wie eine Schallplatten-

Freimde ln der SBZ, die un­
sere Aufklärungsarbeit unter­
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, bit­
ten wir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postschließfach 
Nr. 58 nach Berlin-Charl.tten- 
burg 9 mitznteilen.

truhe oder ein Kühlschrank wie 
ein Vertiko, darüber staunt man 
nun um so mehr.

Die Wasch- und Wringmaschi­
nenindustrie bemüht sich seit 
langer Zeit, den gefürchteten 
Waschtag zu erleichtern. Selbst 
den Herren der Schöpfung 
müßte das Waschen nunmehr 
ein Vergnügen sein, denn bei 
einer elektrischen Wasch­

Die Entfaltung eines regen 
kulturellen Lebens ist das Er­
gebnis der wachsenden amerika­
nisch-deutschen Freundschaft.

Über die Kulturabteilung der 
Diplomatischen Mission der 
Bundesrepublik in Washington 
haben sich namhafte Amerika­
ner an die Bundesregierung ge­
wandt und um Unterstützung 
bei der Einrichtung eines 
„Schaufensters der deutschen 
Kultur“ in New York gebeten. 
Es soll ein „Goethe-Haus“ errich­
tet werden.

Das wachsende Interesse am 
deutschen Kulturleben zeigt sich 
seit einiger Zeit auch sehr 
stark ln den Anfragen von 
Studenten und Dozenten der 
Universitäten an die Kulturab­
teilung in Washington. Häufig 
Wird hier auch der Wunsch nach

Rednern aus und über Deutsch­
land geäußert. In Washington 
selbst hat vor allem das Auf­
treten deutscher Künstler, 
Orchester und Solisten starkes 
Echo gefunden, wie die Auffor­
derung an die Berliner Phil­
harmoniker beweist, am 27. März 
noch einmal in der Bundes­
hauptstadt aufzutreten.

In 20 Städten der USA gibt es 
jetzt schon wieder wöchentlich, 
in New York sogar täglich, 
deutsche Radiostunden. In San 
Franzisko wurde die „California 
freie Presse" gegründet.

Im Januar 1954 riefen die 
deutschen Zeitungen in New 
York zur Gründung einer deut­
schen Bühne auf. Heute wird 
am Broadway, im fernen Salt 
Lake City und in Hollywood 
deutsches Theater geboten,

SSO, herhörenl
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Y7erdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. Übrigens
wird er auch dort gern 
gelesen.
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